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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand im Rahmen des Graduiertenkollegs 
,,Risikoregulierung und Privatrechtssystem" der Universität Bremen und wurde 
im August 1995 vom Rechtswissenschaftlichen Fachbereich der Universität als 
Dissertation angenommen. Zur Drucklegung wurde das Manuskript geringfügig 
überarbeitet, indem vor allem die Arbeiten von Christian H. Seibt und Thomas 
Kadner berücksichtigt wurden, die mir erst nach Abschluß des ursprünglichen 
Manuskripts zugänglich wurden. 

Den Teilnehmern des Graduiertenkollegs habe ich für die vielen anregenden 
Diskussionen, die aufrichtige Kritik sowie die ermunternde Anerkennung zu 
danken. Ohne diesen Arbeitszusammenhang wäre diese Arbeit in der 
vorliegenden Art und in dem Zeitrahmen nicht zustandegekommen. Allen voran 
gebührt meinen Doktorvätern, Prof. Dr. Gert Brüggemeier und Prof. Dr. Eike 
Schmidt, mein Dank. Beide haben mit respektvoller Distanz meine (Ab-)wege 
begleitet und mich durch präzise Fragen zur Kernfrage zurückgeleitet. Zu 
besonderen Dank bin ich Prof. Dr. Gerd Winter verpflichtet, der diese Arbeit 
angeregt hat. Damit hat er es aber nicht genügen lassen, sondern stand mir stets 
als geduldiger und wertvoller Gesprächspartner zur Verfügung. Prof. Dr. Dieter 
Hart danke ich für die laufende Unterstützung als Sprecher des Graduierten-
kollegs, Prof. Dr. Christian Joerges für inspirierende Gespräche. Sie alle sind 
mir durch ihre eigenen Arbeiten, mit denen sie neue Wege zu beschreiten 
suchen, Vorbild und Ermutigung gewesen, klare Fragen zu stellen und ebenso 
klare Antworten zu suchen - auch wenn diese zunächst fremd und eigenwillig 
erscheinen. 

Ulrich Marticke verdient meinen besonderen Dank, weil mir ohne seine 
sorgfältigen Vorarbeiten, die er mir von Beginn an großzügig überlassen hat, 
ein so schneller Einstieg in die komplizierten dogmatischen Fragen nicht 
möglich gewesen wäre. Danken möchte ich meinen Gastgebern und 
Gesprächspartnern in Brasilien, Prof. Paulo Affonso Lerne Machado, Antonio 
Benjamin Herman, Edilma Engels, Humberto Adami, Rodolpho de Camargo 
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Mancuso und Prof. Hugo Nigro Mazzilli. Sie haben sich nicht nur Zeit 
genommen und mir vieles Fremde geduldig erklärt. Durch ihr Vorbild, die 
Haftung für ökologische Schäden in die Realität umsetzen, haben sie in hohem 
Maße zum Wachsen der Ideen der Arbeit beigetragen. 

Dank schulde ich meinen gnadenlosen Korrektoren. Allen voran danke ich 
Peter Kremer, der mir durch seine bohrenden Rückfragen eine schwere Zeit 
bereitet hat, aber ohne den das dritte Kapitel nicht die Stringenz gewonnen hätte, 
die es durch diese Diskussionen erhalten hat. Geduldig haben sich Dr. Stefan R. 
Hauser, Dr. Christi an Herbst, Sabine Schlacke und Ilka Stolle durch 
verschiedene Manuskriptversionen gekämpft. Stefan R. Hauser danke ich für 
seine unübertreffbare Präzision beim Korrekturlesen und für den Rückenhalt, den 
er mir bis zur letzten Druckvorlage großzügig gewährt hat. Ohne die anregenden 
Diskussionen mit Christi an Herbst hätten viele Ideen nicht ihre klaren Konturen 
erhalten können. 

Dr. Wolfgang Köck möchte ich dafür danken, daß er als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Kollegs das Entstehen der Arbeit kritisch begleitet hat. Christine 
Schnieders will ich danken für ihre unablässige, stetige Ermutigung von Beginn 
der Dissertation bis zum abschließenden Kolloquium. 

Ohne das Stipendium der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die das 
Graduiertenkolleg an der Universität trägt, wäre die vorliegende Arbeit nicht 
entstanden. 

Washington, D.C., im Winter 1995/96 

Christine Godt 
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1. Kapitel 

Einführung 

A. Rawls Theorie der Gerechtigkeit 
und der ökologische Schaden 

"Die Beteiligten haben keinen Grund, der bloßen Stellung 
in der Zeit irgend ein Gewicht zu geben. Sie müssen eine 
Sparrate für jeden Entwicklungsstand der Zivilisation 
festsetzen. Wenn sie einen Unterschied zwischen früheren 
und späteren Generationen machen, etwa in dem Sinne, daß 
Späteres jetzt weniger wert sei, dann wird die gegenwärtige 
Zeit in der Zukunft weniger wert sein. ( ... ) Im Falle der 
Gesellschaft ist die reine Zeitpräferenz ungerecht: Sie 
bedeutet, daß die jetzt Lebenden aus ihrer Stellung einen 
Vorteil ziehen." 

John Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit (1971/1993), 
S. 328/329. 

Die Umweltzerstörung stellt den Rechtsstaat vor eine harte Probe. 
Artensterben, Ozonloch, Klimaveränderung, Meeresverschrnutzung und Grund-
wasserverseuchung stehen arn Ende der Kette allseitiger Übernutzung der natür-
lichen Ressourcen. Dies ist nicht nur ein gesellschaftliches und wirtschaftliches 
Problem, sondern auch ein Problem, das die Rechtsordnung herausfordert. Die 
Idee des Rechtsstaates ist verbunden mit dem Anspruch einer gerechten Ordnung 
des Gemeinwesens. "Gerecht" ist die Ordnung nach Kantischen Grundsätzen 
dann, wenn der Staat allgemeine Gesetze produziert, denen potentiell alle 
zustimmen können: volenti non fit iniuria. Nicht konsensfähige Normen sind 
"ungerecht", "illegitim" und binden die Gesellschaftsmitglieder nicht. Mit der 
Umweltzerstörung droht der Konsens zu zerbrechen. Denn mögen auch noch die 
derzeit Lebenden den geltenden Rechtsnormen zustimmen, die eine schleichende 
Zerstörung der Lebensgrundlagen legalisieren, weil ihre kurzfristigen Vorteile 
die Nachteile überwiegen, so zerbricht der Konsens spätestens in Rücksicht auf 
jene Zukünftigen, für die sich dieses Verhältnis umzudrehen droht. 
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Das Schicksal und die Zustimmung dieser Zukünftigen spielt indes in der 
Vorstellung von Gerechtigkeit auf Grundlage des klassischen Gesellschafts-
vertrages keine Rolle. Das Zeitverständnis bei Rousseau, Kant und Hobbes ist 
statisch. Da nach ihrer Vorstellung alle Generationen im wesentlichen die 
gleichen Lebensbedingungen vorfinden, bezieht sich der Gesellschaftsvertrag nur 
auf solche Verhaltensnormen, denen die derzeit Lebenden zustimmen können. 
Daß diese Verhaltensmaßstäbe nicht im Interesse zukünftiger Generationen sein 
könnten, lag außerhalb der Vorstellungswelt. Erst Rawls hat 1971 mit seiner 
Theorie der Gerechtigkeit (orig. <Theory of Justice» den klassischen 
Gesellschaftsvertrag um die Zeitdimension erweitert. Er macht den 
gerechtigkeitsbegründende Konsens "aller" auch von der Zustimmung der 
Zukünftigen abhängig!. Gerecht könne eine Norm nicht allein dadurch sein, daß 
ihr die derzeit Lebenden zustimmen. Nur wenn auch die Interessen der 
Zukünftigen Berücksichtigung finden, könnten gesetzte Normen als "gerecht" 
und "legitim" gelten. Methodischer Kern seiner Philosophie ist die Idee des 
"Veil of Ignorance", des "Schleiers des Nichtwissens", der verhindert, daß wir 
den Zeitpunkt und den Status unseres Daseins kennen. Indem wir das Wissen 
um individuelle Privilegien in Bezug auf monetären Reichtum, Ansehen und 
den Zeitpunkt des Lebens ausblenden, versetzen wir uns in einen Zustand, in 
dem Prinzipien formulierbar werden, denen "alle" zustimmen können. Damit 
hat Rawls die Diskussion um einen Gesellschaftsvertrag innerhalb der 
politischen Philisophie wieder aufgenommen, die Mitte des 19. Jh. 
abgebrochen schien2. Ging es damals um die Legitimation demokratischer 
Herrschaftsentscheidungen in der bürgerlichen Gesellschaft, so geht es heute um 
Legitimationsprobleme von Risikoentscheidungen in modernen 
Risikogesellschaften, die vor allem die Vernutzung der Umwelt betreffen. 

Habermas hat die Bedeutung und die Sprengkraft der Ideen von Rawls für die 
Legitimationsdebatte in Europa erkannt. In "Faktizität und Geltung" (1992) 
verknüpft er seine Diskurstheorie mit der Vertrags theorie von Rawls, die sich 
als Gesellschaftstheorie einer sich über den Markt konstituierenden Gesellschaft 
von Einzelnen versteht3. Der moderne kategorische Imperativ liest sich mit 
Habermas dann wie folgt: "Gültig sind genau die Handlungsnormen, denen alle 
möglicherweise Betroffenen als Teilnehmer an rationalen Diskursen zustimmen 
könnten"4. Damit wird zum einen die ,,Freiheit des Einzelnen" im Sinne von 

1 Raw1s, J., (dt.) Eine Theorie der Gerechtigkeit (1993), S. 331. 
2 Kersting 1993, S. 12, siehe auch S. 143 ff. 
3 Kersting 1993, S. 98. 
4 Habennas 1992, S. 138. 
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Kant transformiert in eine "kommunikative Freiheit", die sich durch das 
Verhältnis zu anderen definiert (,,reziproke Geltungsansprüche"5). Zum anderen 
kann der Ausschluß guter Gründe vom Diskurs als Legitimitätsdefizit 
beschrieben werden. Das heißt nicht artikulierbare und nicht gehörte Argumente 
begründen ein Defizit an Legitimation, woraus sich Anforderungen an das 
Verfahren eines "guten", legitimationsstiftenden Diskurses ableiten lassen6 . 

Dies verschiebt die Aufmerksamkeit nicht nur vom Ergebnis auf das 
Verfahren 7 . Es legt vor allem die Grundlage dafür, daß individuelle 
Rechtspositionen mit sozialen (auch zukünftigen) Ansprüchen in Konkordanz 
gebracht werden können. Sie verschränken sich gegenseitig, während die 
traditionelle Rechts-dogmatik von einem Denken in Gegensätzen beherrscht ist, 
in der Rechte einander beschränken8• In der theoretischen Fundierung der 
wechselseitigen Voraussetzung von Individualrechten und Sozialschutz liegt der 
innovative Kern der modemen Vertragsethik. 

In der umweltpolitischen Debatte haben diese Ideen bereits Niederschlag 
gefunden in dem modernen Leitmotiv des "Sustainable Development" 
(nachhaltige Entwicklung)9. Nachdem schon der Brundtlandbericht von 1987 
Umweltschutz als Schutz der Interessen zukünftiger Generationen definierte, 
wurde "Sustainability" zum Leitmotiv der UN-Konferenz zu Umweltschutz und 
Entwicklung in Rio 1992. Zwar wird um die genaue Definition dieses Begriffes 
noch gerungen; im Kern aber stehen unstreitig zwei voraussetzungsvolle Ideen: 
Der Schutz der Umwelt zugunsten zukünftiger Generationen und die 
wechselseitige Verschränkung von ökonomischer Entwicklung und Umwelt-
erhalt. Mit anderen Worten, das Konzept der "Sustainability" bettet die 
gegenseitige Verschränkung von Ökonomie und Umweltschutz in einen 
generationenübergreifenden Gesellschaftsvertrag ein. Aus diesem Grunde stellt 
die Konferenz in Rio de Janeiro 1992 einen besonderen Einschnitt dar. 
"Sustainable Development" transformiert die moderne Philosophie über 
Gerechtigkeit in ein aktuelles politisches Leitmotiv. Rawls' Theorie hat damit 
eine handlungs orientierte Bedeutung gewonnen. 

5 Habennas 1992, S. 152. 
6 Habennas 1992, S. 154: .. Der entscheidende Gedanke ist, daß sich das Demokratieprinzip 

der Verschränkung von Diskursprinzip und Rechtsfonn verdankt". 
7 Hierzu Bruggemeier 1984. 
8 Gerstenberg 1993, S. 26, 27. 
9 So auch der Titel des Gutachtens des Sachverständigenates für Umweltfragen (SRU) 1994. 

Siehe weiter die Schriftenreihe des Ladenburger Kollegs zum Umweltstaat, M. Kloepfer (Hrsg.), 
hier insbesondere den Band von Gethmann/Kloepfer/Nutzinger 1994 zur 
Langzeitverantwortung. 


